Deutscher Bundestag Drucksache 13/9451 

13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu den Unterrichtungen durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/8615 Nr. 2.22 und Nr. 2.23- 


Empfehiung für einen Beschluß des Rates zur Ermächtigung der Kommission, 
Verhandiungen über ein Seeverkehrsabkommen zwischen der Gemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten und der Volksrepublik China aufzunehmen 
- SEK (97) 1 1 3 endg.; Ratsdok. 05792/97 - 


Empfehiung für einen Beschluß des Rates zur Ermächtigung der Kommission, 
Verhandiungen über ein Seeverkehrsabkommen zwischen der Gemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten und der Republik Indien aufzunehmen 
- SEK (96) 2392 endg.; Ratsdok. 05403/97 - 


A. Problem 

Mit den im wesentlichen inhaltsgleichen Vorlagen soll die Kom- 
mission ermächtigt werden, Verhandlungen über Seeverkehrsab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgüedstaaten 
xmd der Volksrepublik China sowie der Repubhk Indien aufzu- 
nehmen. Die Dokumente legen dabei die Richtlinien für die Ver- 
handlungen durch die Kommission sowie die Zielsetzung und den 
Inhalt der Abkommen fest: Dienstleistungsfreiheit im internatio- 
nalen Seeverkehr, diskriminierungsfreie Nutzung von Hafen- 
dienstleistungen, freie Wahl der Transportbedingungen für Verla- 
der, Geschäftsvertretung für spezieUe Tätigkeiten im Rahmen der 
Dienstleistungsfreiheit, Transfer von Einnahmen. Mit den Ent- 
würfen zu den Verhandlungsmandaten ist ein Vorschlag für ein 
Ad-hoc-Verfahren für die Abstimmung zwischen Kommission und 
Mitgüedstaaten während der Verhandlungen verbunden. Die Be- 
teUigungsrechte der Mitgüedstaaten an diesen Verhandlungen 
sind jedoch unzureichend geregelt. 
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B. Lösung 

Annahme einer Entschließung, die zum Ausdruck bringt, daß im 
Interesse der deutschen Schiffahrtspolitik eine Teilnahme deut- 
scher Vertreter an den Verhandlungen imbedingt erforderlich ist. 
Aufforderung an die Bundesregierung, auf geeignete Verfahrens- 
regelungen hinzuwirken. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Abschluß von Seeverkehrsabkommen der Europäischen Ge- 
meinschaft mit der Republik Indien und der Volksrepublik China 
(Anlagen) hat erhebhche wirtschafthche Bedeutung für die deut- 
sche Seeschiffahrt. Der Deutsche Bundestag hält im Interesse der 
deutschen Schiffahrtspolitik eine Beteiligimg deutscher Vertreter 
an den Verhandlungen neben den Vertretern der Europäischen 
Kommission für unbedingt erforderhch. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 
auf geeignete Verfahrensregelungen hinzuwirken, die sicherstel- 
len, daß die Kommission die Mitgliedstaaten in allen Verhand- 
lungsstadien vollständig und rechtzeitig unterrichtet und daß Ver- 
treter der Mitghedstaaten an allen Verhandlungen teilnehmen 
können. 


Bonn, den 10. Dezember 1997 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Konrad Kunick 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Konrad Kunick 


Die Empfehlungen der Kommission für einen Be- 
schluß des Rates zur Ermächtigung der Kommission, 
Verhandlimgen über ein Seeverkehrsabkommen 
zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitghedstaa- 
ten und der Volksrepublik China aufzimehmen 
(Ratsdok. 05792/97) sowie für einen Beschluß des Ra- 
tes zur Ermächtigung der Kommission, Verhandlun- 
gen über ein Seeverkehrsabkommen zwischen der 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten imd der Re- 
publik Indien aufzunehmen (Ratsdok. 05403/97) sind 


gemäß § 93 Abs. 1 GO zur federführenden Beratung 
an den Ausschuß für Verkehr überwiesen worden 
(Drucksache 13/8615 Nr. 2.22 bzw. Nr. 2.23 vom 
29. September 1997). 

Der Ausschuß für Verkehr hat zu den beiden Vorlagen 
in seiner 63. Sitzung vom 10. Dezember 1997 ohne 
Aussprache einstimmig beschlossen, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, die in der Beschlußempfeh- 
lung wiedergegebene Entschließung anzunehmen. 


Bonn, den 10. Dezember 1997 


Konrad Kunick 

Berichterstatter 
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Anlage 1 


KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 31.01.1997 
SEK(97) 113 endg. 


EINGESCHRÄNKTE VERTEILUNG 


Empfehlung für einen 
BESCHLUSS DES RATES 

zur Ermächtigung der Kommission^ 
Verhandlungen Ober ein Seeverkehrsabkommen 
zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
und der Volksrepublik China 
au&unehmen 


(von der Kommission vorgelegt) 
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P0IJT1SC3IER UND lNSlTrlmO^MJLER 

1 Etes Abkommen üba* die Zusammenarbeit zwischen da- Europäischen 
Gemeinschaft und der Volksrqjublik Qiina stammt aus don Jahre 1985. Es war 
(iaiauf ausgoidita, cfcn Handel zu intoisivieroti und zu diversifiziaen sowie eine 
den beiderseitigen Interessen entspredioide wirtschaftliche Kooperation aktiv zu 
entwicheliL 

In Artikel 10 dieses Abkommens wird das Vetkdirswesen als einer der Baeiche 
genannt, in denen eine wirtschaftliche Zusammenarbeit entwickelt woden sollte. 
Das AJUcommen ist relativ alt Dies erklärt vielleicht, weshalb es keinen 
&iefwechsel über den Seevetkdir vcxsidit Seitdon ist ein solcho- Briefwechsel 
sc^KMi oft in Kooperationsabkommen zwischen der Kommission und Drittländern 
gewählt worden, um zwischen den Vertragspartnern einoi Dialog übo- d^ 
Seeverkehr zu gestatten. 

Ein solcher Dialog hat sich jedoch als notwendig owiesen, und die Gemeinschaft 
hat im Rahmen jenes Abkommens bereits Gespräche über den Seeverkdir geführt. 
Infolge cüeser Gesfxäche Unterzeichneten die Vertreter der zuständigen 
Dienststellen der Kommission und ihre chinesischen Amtskollegen im August 
1992 ein gemeinsames Protokoll. 

2 Mdirere Mitgliedstaaten •> insbesondere Mitgliedstaaten mit eigenem Seevakehr - 
haben bereits die Zweckmäßigkeit und die Notwendigkeit erkannt, mit China ein 
Abkommen über den Seeverkdir zu schließdi. In den siebziger Jahren schlossen 
folgende Länder entsprechende Abkommen mit China ab: Belgien (1975), 
Dänemark (1974), Doitschland (1975), Finnland (1977), Frankreich (1977), 
Griechenland (1974) Italien (1972), Niederlande (1975) und Schweden (1975). 
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Der Hauptzweck dieser Abkommen bestand offensichtlich darin, dafür zu sorgen, 
daß Schiffe aus den jeweiligen Vertragsstaaten Güter und Personen zwischen 
diesen Ländern oder zwischen den Vartragsstaaten und Drittländern transportieren 
konnte. Außerdem enthaltoi die Verträge Regelungen zur Abfertigur.g in den 
Häfen, zur ge^iseiti^ Anericennung von Schiffszeugnissen und von Ptqjieren 
der Besatzungoi sowie zum Transfo* von Eihnahmai. 


ENTWICKLÜNG DER HANDELSSCHIFFAHRr UND NOrWENDIGKETT EINES 

SEEVERKEHRSABKOIVIMENS 

3 Aus dem Gesagten gdit hervor, daß die votragliche Grundla^ für die 
Zusammenarbeit zwisdien den Nßtgliedstaatoi der Europäischen Gemeinschaft 
und China im Seeveikdir veralte ist und ein Anliegen widerspiegelt, die der 
politisdien Lage in China in dai Jahren des Vertragsabschlusses (um 1975) 
aitspradi 

Hinzu kommt, daß die Kommission mit der chinesischen Regierung Gespräche 
über weitoe Aspekte der Handelsschififahrt geführt hat; sie betrafen insbesondere 
die Niederlassungsfi^iheit für Untemdimen, die in China in der Seesdiiffahrt tätig 
werdai wollten, sowie die Nfögjidikeit, daß Reedereioi aus da* Gemeinschaft von 
diinesisdien Häfoi aus einen Zubringerdiaist für internationale Fradit b^reiben 
krämten. Diese Gespräche zeigen, daß die Zusammenarbeit im Seeverkehr über 
die in den genanntoi bilatoalen Abkommai berüdcsiditigtoi Aspekte hinaus 
ausgedehnt werden sollte. 

Einige Punkte des gemeinsamen Protokolls vom August 1992 wurden - warn auch 
nidit ganz - in die Praxis umgesetzt. Hierbei sind allerdings einige 
Sdiwerigkeiten aufgetreten. Hinzu kommt, daß die interessierten Reeder 
ofifensichtlidi jedes Mal, wenn in der Praxis ein ähnlidier Fall auftritt, erneut mit 
den Verhandlungen beginnen müssen. Und sdiließlich hat die chinesische 
Regierung offoisichtlich den Wunsch, den Inhalt des ^meinsamen Protokolls 
durch bilaterale Verträge mit den Mitgliedstaaten zu bekräftigen. 

Deshalb wird vorgeschlagen, ein Seeverkehrsabkommen zwischen der 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Volksrepublik China 
andererseits zu schließen und die erlangten Vorteile somit endgültig 
festzuschreiben. Ein weiterer Nutzen eines solchen Abkommens liegt darin, daß 
die von einigen Mitgliedstaaten bereits erzielten Vorteile auch jenen 
Mitgliedstaaten zugute kämen, die kein bilaterales Abkommen mit China 
geschlossen haben. Ein entsprechendes Abkommen wurde der chinesischen 
RegiCTung vor kurzem vorgeschlagen, hat jedoch bisher keinerlei Reaktion 
hervorgerufen. 

Ansonsten hat sich die Situation im Seeverkehr mit China dank folgender 
Maßnahmen verbessert: 
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— Sidierstellung eines freien, nichtdiskriminierenden Zugangs zum Verkdir 
von und nadi China auf der Grundlage einer fairen handelspolitischen 
Zusammenarbeit; 

- Berücksichtigung der Besonderfieiten der wortschaftlichen Entwicklung 
Chinas und der besonderen Bedeutung der chinesischen Seehandelsmacht. 

In Anbetradit der zunehmoidai Bedeutung der chinesisdien Reedereien und ihres 
Konkunenzpotentials ist es unbedingt vcrzuzidien, über ein Abkommen die 
Zusidiening der diinesische Regierung zu ohalten, daß die Gnmdsätze der 
Dienstleistungsfreiheit und des fieioi Marktzugang? im Seeverkdir mit der 
VoIksrqHiblik China in fairer Weise angewendrt werden. 

4 An dieser Stelle sollen die Seeverkdirspolitik und der Sediandel der 
Volksrqjublik China in waiigen Worten besdiridDOi werden: 

4.1 Die chinesische Regierung ist seit jeher darum bemüht, den Seevqkehr 
zu kcnitrollieren, indem sie cif (Kostai, Versicherung, Fracht) vakauft, 
aber fob (frei an Bord) einkauft. Folglich werden die chinesisdien 
Etnftihren zu etwa 50 % fob eingekauft, die diinesischen Ausfuhren aber 
zu 90 % cif verkauft (Zahlen für 1992, nadi kommissionsintemer Quelle). 
Die Öffiiung der diinesisdten Seeverkdirspolitik nadi außen begann in 
den sidiziger Jahren. Die Ratifikation des Ubereinkommais der Vaeinten 
Nationen Über einen Verhaltenskodex für Liniaikonferenzen (im weiteren 
"Kodex" genannt) durdi China hatte jedodi im wesentlichen politisdie 
Gründe; sie sollte die chinesisdie Unterstützung da- Entwicklungsländer 
zum Ausdrude bringen. Die Ratifikation «folgte im übrigen mit dem 
Vorbdialt, daß der im Rahmen bilateraler Abkommen erfolgende 
Linienverkdir nidit unter den Kodex falle Für die diinesischen 
Sdiiffibetreiber war der Kodex nie von besonderer Bedeutung, sie 
betreiben ihr Geschäft ungeachtet aller Konferenzbeschlüsse. 

Der diinesisdie Seevericehr ist vielmehr durch eine Reihe bilateraler 
Abkommen geregelt, die zumeist aus den siebziger Jahren stamm«i und 
in erster Linie darauf abzielen, chinesischen Schiffen Zugang zu 
ausländischen Häfen zu gewähren. Es gibt vier Arten von Abkommen: 
Seeverkdirsabkommen, die in erster Linie darauf ausgerichtet sind, 
chinesischen Schiffen Zugang zu ausländischen Häfen zu gewähren und 
umgekehrt, Abkommen über gemeinsame Seeverkehrsuntemehmen zur 
Einrichtung einer gemeinsamen Schiffahrtslinie, in denen die jeweiligen 
Rechte festgelegt werden, Umladeabkommen sowie Schifibauabkommen. 

China hat Abkommen mit einer großen Zahl von Ländern geschlossen. 
Abkommen des ersten Typs bestehen mit 30 Ländern, darunter den 9 
bereits erwähnten Mitgliedstaaten d« Europäischen Gemeinschaft. 
Abkommen über gemeinsame Seeverkehrsuntemehmen wurden mit 
Albanien, Pakistan, Polen, Sri Lanka, Tansania und der Tschechoslowakei 
abgeschlossen'. 
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Quelle: Study of the shipping sector of the People's Republic of China Tecnecon 1993. 
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Es wurde lediglich ein Umladeabkommen geschlossen, und zw'ar mit 
Malta. Es gibt zwei Schififbauabkommen, nämlich mit dem Kongo und 
dem Vereinigten Königreich. 

Ansonsten besteht offensichtlidi freier Zugang zu den chinesischen Häfen; 
bei allgemeiner Liberalisierungstendenz^. 

4.2 Beim diinesisdien Handelsvolumen ist ein rapider Anstieg zu veizeidinai. 

1991 betrug es 102 Müliardai ECU; hiervon entfielen 1 1,4 Milliarden auf 
den Handel mit (kr 2SvöIfCTganeinsdiaft 1993 hatten die Ausfuhren aus 
der Goneinsdiaft einen Wert von 1 1,3 Milliarden und die Einfuhren in die 
Gemeinsdiaft einen Wert von 19,7 Milliarden; zusammen sind das über 30 
Mlliarden^. Das diinesisdie Handelsvolumen hat damit seit Anfang da* 
aditziger Jahre etheblidi zugenommen: von 1982 bis 1992 um 208 %. 
EHes ist einer der Gründe, die für den Absdhluß eines Seevetkdirs- 
abkommens mit China sprechen. 

Der Handel mit China wird fast ausschließlich auf dem Seeweg 
abgewickelt, entweda- unmittelbar nach bzw. aus China oder durch 
Umladen in einem der Unüaddiäfen der Region, vor allon in Hong Kong. 
Gegenwärtig werden sdiätzungsweise 40 % dieser Transporte von 
chinesischen Gesellschaften abgewickelt. 

In diesem Zusammathang muß auf die zundimaide Bedeutung der 
diinesisdien Reedereien, insbesondere der COSCO (China Ocean Shipping 
Conpany), hingewiesen werden. Im Linienvakdir zählt diese Reederei 
zu döi größtei der Welt 


2 
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Quelle: konunissionsintem. 
Quelle: Eurostat. 




Drucksache 13/9451 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


INHALT EINES SEE^TM^EHRSABKOMIVIENS 
Gemeinschaftliche Qundsätze 

5 Die im Hinblick auf ein mögliches Seeverkehrsabkommen mit der Volksrepublik 
Qiina betriebene Gemeinschaftspolitik ist, was den eigentlichai Seeverkehr 
betrifift, im wesentlichen auf die Anwendung liberaler Grundsätze ausgeridhtet; 
hierbei handelt es sich insbesondere um dai Grundsatz der Dienstleistungsfieiheit 
im Seevakehr zwisdien den Mitgliedstaaten sowie zwischai Mitgliedstaat^ und 
Drittländern sowie um den Grundsatz des fieiai Zugangs zum überseeisdien 
Verkdir. 

Diese untersdiiedlidien Grundsätze sind in den gemeinschaftlichen 
Reditsvorschriften festgesdirieben, durch die gereift ist, unter welchen 
Bedingungai die Reedereien im Seevericehr zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwisdien Mitgliedstaaten und Drittländern tätig werden dürfen. 

Es liegt auf der Hand, daß die gemeinschaftlichen Grundsätze, von denen die 
diinesisch^ Reedereien in der Gemeinschaft profitieren, auch den in China 
tätigai Reedereien aus der Gemeinschaft zugute kommdi sollten. Dies bezidit 
sidi insbesondere auf das Niederlassungsrecht und das Recht auf kommerzielle 
Tati^eit Folgjidi ist ein Abkommen auszuhandeln, in dan diese Grundsätze 
niedergelegt sind, und das den Zugang der Reedereien aus der Gemeinschaft zum 
diinesisdien Se^andel verbessert Analog zur Situation in der Gemeinsdiaft sollte 
doi Reedereien aus der Ganeinschaft ein uneingeschränkter Zugang zum Verkehr 
zwisdioi den einzelnen Provinzoi der Volksrqiublik China gewährt wmlen, wie 
audi die diinesisdien Reedereien einen uneingesdiränkton ZugEing zum Verkdir 
zwisdien dai einzelnen Mitgliedstaaten der Gemeinsdiaft haben. 

EMeser fieie Zugang müßte in allen Fällen den Durditransport einschließlich eines 
eventuelle Umladens außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragsparteien umfasse 
(wobei der Fall Hong Kong besonders zu behandeln wäre), feier die ISeie 
Nutzung der für de Transport erforderliche Hilfsdienste (einschließlich eines 
evetuelle Landtransports). Ferner ist im Rahme des geplante Abkommens 
klarzustellen, daß der Verkehr von bzw. nach Taiwan auf keine Fall als Kabotage 
anzusehe ist. 


Nebentätigkeiten im Zusaihmenhang mit dem Seeverkehr 

6 Der Seeverkdir umfaßt nicht nur de Gütertransport mit dei Sdiiff von einem 
Hafe zum anderen, sondern noch vieles mehr. In diesem Zusammehang ist 
ausdrücklich die Nutzung der Hafeeinrichtunge zu erwähne, die für Transporte 
im Rahme der Dienstleistungsfieiheit unetbehrlich sind. Hinzu kommt, daß der 
Seetransport mehr ed mehr als Durchtransport or^nisie ist, sich also nicht 
mehr auf de Transport vom Ausgangs- zum Bestimmungshafe beschränkt. Die 
gegdjeenfalls - multimodal oder intermodal - an Land zurückzulegeden 
Strecke müsse also auch eter die Bestimmungen des Abkommens falle. 
Eteshalb muß das Abkomme wde erwähnt die Diestleistungsfieiheit für den 
mteiationalen Seeverkehr umfasse -ungeachtet der für China, die Gemeinschaft 
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und die einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über einen Veibaltenskodex für Linienkonferenzen. Es 
muß ferner eine freie, nichtdiskriminierende Nutzung der Hilfsdienste 
gewährleisten und die Abfertigung der Schiffe und den Frachtumschlag in den 
Häfen sowie den evaituellai Transport auf dem Landwege einschließlich des 
multimodalen oder intermodalen Verkehrs regeln. 

7 Um eventuellai diinesisdiai Geschäftsbedingungen (cif - fob) Rechnung zu 
tragoi, sollten Bestimmungen vorgesehen werdai, die dai Verladern die freie 
Wahl der Transportbedingungen garantieren; dies könnte durch einen Hinweis 
darauf geschdien, daß diese freie Wahl weder von der einen, noch von der 
anderen Seite durch entsprediende Bestimmungen beeinträchtigt werdai darf 

8 Das Abkommen muß audi Bestimmungen zu folgenden Baeichen enthalten: 

8.1 freier Transfer der Einnahmen sowie der Investitionen; 

8.2 Zusammenarbeit im Seeverkehr. 

Sdiließlich sollte eine Arbeitsgruppe eingerichtet werdai, die jährlich tagt, über 
die Durchführung des Abkommens zu sprechen. 
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ABSTIMMUNG MIT ANDEREN MULTILATERALEN INTTIAllVEN 

9 Einige der weite" oben angesprochenai Punkte waren bereits Gegenstand von 
Verhandlungen im Rahmen der WTO. Heute ersdieint es opportun, die Stellung 
der Gemeinsdiaft durch Förderung eines parallelen Ansatzes auf bilateraler Ebene 
zu festigen, zumal das gqilante Abkommen weite reicht als der bei den WTO- 
Verhandlungai abgedeckte Themaikomplex. Außerdem könnte China durch den 
Abschluß eines bilateralen Abkommens veranlaßt werden, seine Rolle im 
multilateraloi Umfeld besser auszufullen. 


SCHUUSSPOLGaERUNG 

10 In Anböradit des Gesagten ist es notwendig und angemessen, Vahandlungen 
über ein Seeverkdirsabkommen zwischen der Gemeinschaft und ihren 
Mtgliedstaaten einaseits und der Volksrepublik China andererseits au&unehmen. 
Der Hauptzweck des Abkommens besteht darin, den im Seehandel mit China 
tätigen Reedereien aus der Gemeinschaft die gleichen Rahmenbedingungen für 
einen fieien Handel zu bietoi, von daien die chinesischen Reedereien in der 
Gemeinschaft bereits profitieren. 

Außerdem könnte ein solches Abkommen die Grundlage für eine Zusammoiatbeit 
mit der chinesischen Regierung bilden, ln dieser für China so nichtigen 
Entwichlungsphase könnte die Gemeinschaft mit ihren Erfahrungen zu einem 
schnellten Ausbau des chinesischen Handels beitragen. Dies gilt sowchl für dti 
institutionellen als auch für den industriellen Bteich, insbesondre für die 
Organisation des Seeverkehrs, der Häfen und des inttmodalen Verkdirs. 

Eine derartig Zusammenarbeit wäre für beide Seiten von Nutzen, weil die 
Reedteien aus der Gemeinschaft von besseren Rahmenbedingungen in China 
profitieren könnten. 


EMPFEHLUNG 

Die Kommission err^Dfiehlt dem Rat, 

- sie zu ermächtigen, im Nahmen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten, 
Verhandlungen über ein Seeverkehrsabkommen zwischen der Gemeinschaft und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Volksrepublik China andererseits 
aufeunehmen. 

- Diese Verhandlungen müssen gemäß den im Anhang dargelegten 
Verhandlungsrichtlinien und in Absprache mit einem vom Rat einzusetzenden 
Sonderausschuß gefiihrt werden. 
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ANHANG 1 


VERHANDUJNGSRICHIIJNIEN 


L ALLGEMEINE ZIELSEIZUNG 

Ziel der Veriiandlungen ist ein Seeverkehrsabkommen zwischen der Gemeinschaft 
und ihrai Mitgliedstaaten einerseits und der Volksrepublik China andererseits. Das 
Abkommen soll zum Nutzen der Betreiber von SeeverkehrsdioTStai die 
Rahmenbedingungen für den Seeverkehr aus der und in die Volksrepublik China 
sowie aus der und in die Gemeinschaft verbessern. Das Abkommen muß auf den 
Grundsätzen der Diaistleistungsfreiheit im Seeverkehr, des ifreioi Zugangs zur 
Fracht sowie der freiai, nichtdiskriminiCTenden Nutzung der Hilfsdienste beruhen. 

Das Abkommen wird für einen Zeitraum von fiinf Jahren geschlossen und danach 
jährlich stillschweigend verlängert. 


BL INHALT DES ABKOMMENS 

In der Präambel wird insbesondere darauf Bezug genommen, daß es im Interesse 
der Wirtschaft der Volksrepublik China sowie der Wirtschaft der Gemeinschaft 
und ihrer Mitglicdstaaten liegt, ein Seeverkehrsabkommen zu schließen, in dem 
die Rahmenbedingungen für den Seeverkehr festgelegt sind, und das die 
Voraussetzungen für einen freien Seehandel schafft und so zu einer 
Kostensenkung führt, von der Handel und Wirtschaft profitieren. 

Das Abkommen soll insbesondre folgendes gewährleisten: 

- Dienstleistungsfreiheit im internationalen Seeverkehr und freie, nicht- 
diskriminiemde Nut 2 ajng der Hilfsdienste, freie Wahl der 
Transportbedingungen für die Verlader sowie Abfertigung und Umschlag 
in den Hafen; 

- Gesdiäftsvertretung für spezielle Tätigkeiten im Rahmen der 
Dienstleistungsfieiheit; 

- Transfer von Einnahmen; 

- Zusammenarbeit im Seeverkdir und Einrichtung einer Arbeitsgruppe. 
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TTIELI 

DIENSTUOBTUNGSreEIHEIT 


1 E)ie Parteien verpflichten sich, auf der Grundlage einer fairen handelspolitischen 
Zusammenarbeit die Grundsätze der Dienstleistungsfreiheit, des freien Zugangs 
zum Markt und zum Handel für den gesamten internationalen Seeverkehr 
wirkungsvoll anzuwenden. 

2 Dieses Abkommen gilt für den Seeverkehr in die und aus der Gemeinsdiaft, für 
den Verkdir zwisdien zwei Häfen zweier Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie 
für den Verkehr in die und aus der Volksrepublik China sowie den Verkehr aus 
den und in die chinesisdien Provinzen. Es gilt für alle Frachtarten einschließlich 
staatlidi geförderter Handelsgeschäfte. 

3 Der fi^eie Zugang nach Absatz 1 umfaßt in allen Fällen den Durchtransport und 
gilt auch für den Umschlag außerhalb des Hoheitsgebietes der Vertragsparteien - 
sowie in bestimmtai Fällen innerhalb dieses Hoheitsgebietes (Hong Kong) - und 
umfaßt die Möglichkeit, gegebenenfalls einen Weitertransport auf dem Landwege 
zu organisieren, sowie dai multimodalen und intermodalen Verkehr 

4 Die Bestimmung des Absatzes 1 baührt nicht die Rechte und Pflichten aus dem 
Vethaltaiskodex der Vereinten Nationen für Linienkonferenzen in der für China 
bzw. für die Gemeinsdiaft und ihre Mitgliedstaaten geltotdoi Form. Die 1980 bei 
der Ratifikation des Übereinkommens der Vereinten Nationen erfolgte Erklärung 
Chinas gilt nicht für die unter das geplante Abkommoi fallenden Transporte. 

5 Unter Wahrung der in den vorangegangenen Absätzen dargelegten Grundsätze 
vereinbaren die Parteien folgendes; 

- Sie kommen überein, daß die nicht den Linienkonferenzen angehörenden 
Gesellschaften im freien Wettbewerb mit einer Linienkonferenz tätig sein 
dürfen, sofern der Grundsatz des lauteren Wettbewerbs auf kaufmännischer 
Grundlage gewahrt bleibt. 

- Abgesehen von außergewöhnlichen Umständen, unter denen die 
Linienschififahrtsgesellschaften keine reale Möglichkeit haben, sich am 
Verkehr zu beteiligen, nehmen die Parteien Abstand davon, in künftige 
bilaterale Abkommen mit Drittländern Klauseln über eine Ladunganteils- 
vereinbarung aufeunehmen. 
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— Sie schaffen alle einseitigen Maßnahmen und alle administrativen, 
technischen und sonstigen Hindernisse ab, die dem Grundsatz der 
Dienstleistungsfreiheit im Seeverkehr (im Sinne der vorangegangenen 
Absätze) entgegenstehen. 

- Sie nehmen Abstand davon, Regelungen anzuwenden, die die Verlader in 
ihrer Wahl der Transportbedingungen einschränken könnten. 

6 Der Grundsatz der Dienstleistungsfreiheit beinhaltet die freie, 
nidttdiskriminioiende Nutzung von Hafen- und seeverkehrsbezogenen 
Hil&dienst^ einsdiließlich der Dienste, die der eigaitlichen Beförderung 
vorausgdien bzw. folgen. 

7 Die Parteien sorgen für die Nichtdiskriminieruhg der von der jeweils anderen 
Vertragspartei zur Beförderung von Gütern, Perscnen oder beiden eingesetzten 
Schiffe in bezug auf den Zugang zu den Hafen, die Nutzung der Infrastruktur und 
der Seeverkdirshilfedienste dieser Häfen, die Zuweisung von Ankerplätzen sowie 
die Lade- und Löschanlagen. 

Diese Bdiandlung gilt für Schiffe, deren Betreiber unter Absatz 8 fallen. 

8 In den Genuß da- genannten Bestimmungen kommen Staatsangehörige und 
Gesellsdiaften der Vertragsparteien. Für die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten sind dies die in einem Mitgliedstaat da Gemeinschaft oder 
außeriialb der Gemeinschaft niedergelassenen Staatsang^örigen und und 
Gesellsdiaften der Mitgliedstaaten sowie von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaates gegründete und kontrollierte Untendimen, sofern deren Schiffe 
in einem Mitgliedstaat nadi dem dortigen Recht registriert sind. 


TTIELU 

GESCHÄFTSVERreETUNG 

Um die Dienstleistungsficiheit gemäß Titel I zu gewährleisten, gewähren die 
Votragsparteien der jeweils anderen Partei die gleiche Behandlung wie 
inländischen Untemdimen, wenn es darum geht, Unternehmen zu gründen, deren 
Tätigjceitsbereidi internationale Seeverkehrsdienstleistungen im Sinne von Titel 
I Absatz 1, einsdiließlicii des intermodalen Verkehrs, sofern ein Teil der Strecke 
auf dem Seeweg zurückgelegt wird. 


TTIELffl 

EINNAHME3V 

Die Vertragsparteien kommen überein, den Staatsangehörigen der jeweils anderen 
Partei das Recdit einzuräumen, unter Titel II des vorliegaiden Abkommens 
getätigte Investitionen und im Hoheitsgebiet der jeweils anderen Partei erzielte 
Einnahmen in frei konvertierbarer Währung vorbdialtlidi des Artikels 73d EG- 
Vertrag frei zu transferieren. 
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TTIELrS^ 

ZUSAMMENARBEIT IM SEEVERKEHR 


1 Durch ihre Zusammenarbeit im Seeverkehr fördern die Vertragsparteien die 
Zusammenarbeit in der Entvvicklung. 

2 Diese Zusammenarbeit erfolgt insbesondere durch Programme, die darauf 
ausgerichtd; sind, verstärkt Möglichkeiten für Partnersdiaften und gemeinsame 
Aktionen der Handelspartner aufeuzeigen. 

3 Im Hafenbereich wind ein technischer Hilfsdienst eingerichtet, der sich 
insbesondere mit der Instandhaltung und mit Problemen der Containerisierung 
beschäftigt. 

4 Die Zweckmäßigkeit eines Ausbaus der technischen Hilfe beim "Electronic Data 
Interchange" (EDI) sind zu untersuchen. 

5 Regelmäßigen Workshops über die Zusai’mienarbeit im Seeverkehr unter 
Einbeziehung aller am Seeverkehr Beteiligten ist besonderer Vorrang einzuräumen. 


ABSCHLUSSBESTDVIMUNGEN 

1 Dieses Abkommen tritt in Kraft, nachdem es von den Vertragsparteien ratifiziert 
worden ist. 


2 In dem Abkommen ist die Einrichtung einer Arbeitsgruppe aus Vertretern aller 
Parteiai vorgesehai. Sie tagt mindestens einmal jährlich, um über die 
Durchführung des Abkommens zu sprechen. Die Arbeitsgmppe stellt ihre 
Ergebnisse dem im Rahmai des Abkommens über die Zusammaiarbeit zwischen 
der EuropäiscÄiai Gemeinsdiaft und der Volksrepublik China eingerichteten 
ganischten Ausschuß vor. 

3 Die Tagesordnung wird im beiderseitigen Einvemdimen festgesetzt. Es werden 
Regelungen für den Ort der Sitzungen und für den Vorsitz getroffen. 

4 Die Bestimmungen dieses Abkommens ersetzen diejenigoi Bestimniungen der 
zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der Volksrepublik China 
geschlossenen Abkommen, die mit den Bestimmungen dieses Abkommens 
entweder unvereinbar odar identisch sind. 


Zum Schutz des allgemeinem Interesses, der öffentlichen Sicherheit usw. werden 
in das Abkommen entsprechende Klauseln aufgenommoi. 
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Anlage 2 



KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 10.01.1997 
SEK.(96) 2392 endg. 


EINGESCHRÄNKTE VERTEILUNG 


EmpfeUung für einen Beschluß des Rates 
zur Ennachtigmg der Kommission, 

VeihanDingen i&<^eui Seeveikdusabkommen 
zwischen der GemeÜBchaft und Uura Nfiij^edsteatai und derRepuUik hidien 

aufinaidunMi 


(von der Kommission vorgelegt) 
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Empfehlm^ für einen Beschluß des Rates 
zur Ennäciitigung der Kommission, 

Vertiandlui^en über ein SeeveikehisaM«omnien 
zwischen der Gemeinschaft und ihnen Mitgliedstaaten und der Republik Indien 

au&unehmen 


HXinSCHER UND INSTimmON^^ 




[UJND 


1 Das Kooperati(xisabkonimen zwisdien der Europaisdioi Gemeinschaft und der 
Rq)ublik Indien ist am 1. August 1994 in Kraft getreten. Das Haiqjtziel dieses 
Abkommois ist es, die Zusammenaitieit zwisdien den Votragsparteien in ihren 
verschiedenen Aspekten durdi Dialog und Partnerschaft zu intensiviojoi und 
auszubauen, um zu engqioi und vobesseren Bezidiungoi zu gelangen. 

In Artikel 4 Absatz 3 dieses Abkommois wird das Verkdirswesen als einer der 
Boeidie genannt, in denen die Zusammmarbeit geft^dot woden sollte. Auf 
dieser Grundlage kann zwisdien (fen Votrag^iartnem ein Dialog übo* doi 
Seeverkdir eröffiiet wodoL 

Ein soldier I^alog hat sich zudon als notwendig erwiesen, so daß die 
Gemeinsdiaft 1994 in Bomb^ ein Soninar über den Seevericdir veranstaltet hat, 
an dem die interessierten Kreise beider Seiten mit großem Interesse teilgenommen 
habea 


Bei den anläßlich dieses Seminars mit der indbcfaen Regjeiung geftihrten 
Gesinücfae wurde vorgeschlagen, dn Seevericehrsatdaxiuiien zu sdiliel^ 

2 Von den einzelnen Mit^edstaaten haben bisha ledig^di Griechenland und die 
diemalige Eteuteche Elenacdcratische Rqxhlik init hidien ein Abkorrirnen übo- den 
Seeverkehr gesdüossea Das AMccxnmen mit Griechenland stammt aus don Jahre 
1958 urid enftiält unter anderen Bestimmungen zur Bdiandlung der Sdiiffe in den 
Häfen und zur Förderung des Seevokehrs zwischen den bdden Parteien. Im Falle 
ckr ehonaligen Deutschen Dondciatischen Rqiublik handelt es sich um ein 
AUcommoi über die Zusammoiaibeit im Seeverkehr aus dem Jahre 1979; dieses 
enüiält Bestii^ungen zur Ladungsaufteilung und hätte an die Vercxdnung Nr. 
3573/90 (zur Änderung dCT VerxMxlnung Nr. 4055/86 aufgrund der Hostellung der 
deutschen Einheit) angepaßt werdoi müsserL Auf jeden Fall a:setzt das von der 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten geplante Abkommoi die Bestimmungen 
der beiden hier angeführtoi einschlägigen AbkommeiL 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Absicht mitgeteilt, das ANcommen 
entsprechend zu ändern, das übrigens nicht angewendet wird. Dabei wurde 
erwähnt, daß, warn die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten mit der Rq)ublik 
Indien ein Abkommen aushandelten, für Deutschland nicht mdir die Reiche 
Notwendigkeit bestdie. 
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ENTWICKLUNG DER HAIWELSSOEBFFAHRT UND NOTWENDIGKETT 
EINES SEE^TlOCEHRSABKaNIMENS 

3 Aus dem Gesagten geht havor, daß eine vertragliche Grundlage für die 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihroi 
Mitgliedstaaten und der Republik Indien im Seeverkdir praktisdi fehlt. 

Die Situation im Seeverkehr mit Indien hat sich jedoch dank folgoida' 
Maßnahmai oflFoisiditlich verbessert: 

- fieia-, nichtdiskriminierender Zugang zum Verkdir von und nach Indioi; 

- Berüdcsiditigung do" besonderen Gegdienheiten in der Rqiublik Indien, 
wo Reeder und Verlader traditionell über eine einflußreidie 
Interessaivotretung vofugen. 

In diesem Zusammoihang ist zu erwähnoi - was die Notwoidi^eit eines soldien 
Abkommois mit der Ri^^lik Indien nur nodh untostreidit daß die indisdie 
Regierung im Ivßrz 19W das "Cargo SupqxHt Sdieme" verabsdiiedet hat, das 
einen Au^diuß für die Ladungsaufteilung im Linienvetkdir vorsidit Obwdü den 
Votretem der Kommission mdirfadi ausdiücklidi versichert wurde, der Beitritt 
der Reederäen zu diesem Aussdiuß sei fiehvilliger Natur, wäre es dodi 
vorzuziehai, in dnem Abkommoi die Zusicherung der indisdioi Regierung zu 
ohalten, daß che Grundsätze der Dienstleistungsfieiheit und des fidoi Zugangs 
zum Se^ericehr der Rqxiblik Indien gewahrt werdea 

4 An dieser Stelle sollen die Seeverkdnspolitik und der Seehandel der Republik 
Indien in wenigen Worten beschrieben werden: 

4.1 In da* Vergangenhdt war die Rqxiblik Indien traditionell dna der 
Haiptakteure bei der Ausaibdtung des Oberdnkommais da* Verdntoi 
Nationen über einen Vdhaltaiskodex (Ccxle of Ccxiduct) für 
Linioikcxiferenzai, das von ihr am 14. Februar 1978 ratifidert wurde. Die 
Anwendung des Verhaltcnskcxkx führte in Indien zu eihdilidien Protesten 
da Valada, die zu häufige bürokratische Kontrollen verhindern wollten. 

Da Linioiverkehr wird durch doi Vohaltenskodex goegelt, soweit chesa 
für cÜe jewdligen Tranqxxte gilt, was bei den meisten bilatoaloi 
Transporten aus doi bzw. in cüe Mt^iedstaatoi da Gemeinschaft da Fall 
ist 

Neben dem Übereinkommen hat die Rqxiblik Indien eine Reihe bilatoala 
ANcommen gesdilossoi, in doien Bestimmungen zur Ladungsaufteilung 
oithalten sind, und zwar u.a mit folgenden Ländern: Ägypten, Bulgarien, 
ehonalige DDR, Iran, Peru, Polen, Rumänien, Tsdiechoslowdcd, Türkei, 
dhemalige UdSSR, Ungarn. 

Abgesdien vcxn Linioiverkdir, ist da Vokehr zwischoi doi indischoi 
Bundesstaaten sowie innerhalb diesa Bundesstaaten (Kabotage) nach don 
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"Meidiant Shipping Act" Schiffen Vorbehalten, die unter indisch«' Flagge 
fahrea 

Staatlidi geförderte Handelsgeschäfte ("govemment cargoes"), 
einschließlidi der vrxi seiten der Mitgliedstaat«! geförderten, sind d>^alls 
Schiff«! vorbdialtcn, die unt«- indisd!«- Flagge fahr«!. Do- Begriff 
"gov«nnient cargoes" deckt ein weites Feld ab und umfaßt die widhtigsten 
Sd!üttguter wie Mineralöl, Mineralölprodukte und Kohle'. 

Infolge dieser Re^ementierung werden 37 % der indisch«! Fracht, die 
msgesamt etwa 147 Mio. t umMt (Zahl«! von 1991; Quelle: 
Hafenstatistiken), mit indisd!«! Sdüffen transportiert. Dies«- Prozoitsatz 
ist nidit zuletzt ein Ergebnis der Tatsadte, daß 70 % des gesamten Rohöls 
v(m Sdiiff«! transpcntiert wird, die unter indischer Flagge fahr«!^. 

42 Das indische Handelsvolum«! Mt - etwa im Verreich tu Südkorea oder 
China > relativ bescheiden aus. Es wächst jedoch rr^ide an. Dies ist ein«* 
der Gründe, die für ein Seeveikehrsabkommen mit d«- Rqjublik Indien 
sprechen. 1992 entsprachen das Ejqxntvolumen einem W«t von etwa 15 
iP^liarden ECU (doppelt soviel wie 1986) und das In^rtvolumen einem 
Wert von etwa 16 l^liarden ECU (50 % mdir als 1986). 

Die Zahlen für 1993 zeigen, daß die Ausfuhren in die G«neinschaft ein«! 
Wert vcxi föst 6,3 Milliarde ECU und die Anfuhren einen W«t vc»! 6 
Milliarden ECU hatteti^. IXeser Handel wird verwiegend auf dem Seeweg 
abgewichelt, entweder unmittelbar nach bzw. aus Indien oder durch 
Umladen in «nem der Umladefaäfen der Region, vor all«n in Colcxnbo, 
aber auch in Dubai und Singspur. 


INHALT EINES SEEVERKEHRSABKCAfMD^S 
Gerndnschaflliclie Gnmdsäfze 

5 Die im Hmblichaufein mögliches SeeverkehrsaUcomm«! mit der Rqnibliklndi«! 

betriebene Gemeinschaftspolitik ist, was den eigentlich«! Seevok^ betrifft, im 
wesentlich«! auf die Anwoidung liberal« Grundsätze ausgerichtet; hierbei haiKlelt 
es sich insbesondere um den Grundsatz ckr Dienstldstungsfieiheit im Seevetkdir 
zwisch«! den Nfitgfiedstaaten sowie zwischen Mtgliedstaaten und Drittländern 
sowie um d«! Grundsatz des fielen Zugangs zum Üb«seeisch«! V«kd!r. 

Diese Grundsätze sind in den gemeinschaftlichen Rechtsvcxschrift«! 
festgeschrieben, durch die geregelt ist, unter welchen Bedingung«! die Reedereien 
im Seev«kehr zwischen den Mtgliedstaaten sowie zwischen Mtg)iedstaat«i und 
Drittländern tätig werden dürfea 
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QaeMc-Anciysis qf the sftippir^ sector of India Studie des Adiois Omsuhancy Onter, 1992. 
Quelle; Eurostat 
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Es liegt auf der Hand, daß die gemeinschaftlidien Grundsätze, von denen die 
indisdien Reedereien in der Gemeinsdiaft profitieren, auch den in Indien tätigen 
Reedereien aus da Gemeinschaft zugute kommai sollten. Dies bezieht sich 
insbesondere auf das Niederlassungsrecht und das Recht auf kommercielle 
Aktivitäten. Folglich ist ein Abkommen auszuhandeln, in dem diese Grundsätze 
niedergelegt sind, und das den Zugang der Reedereien aus der Gemeinschaft zum 
indisdien Sediandel verbessert. Analog zur Situation in der Gemeinschaft sollte 
dai Reedereien aus der Gemeinschaft ein uneingeschränkter Zugang zum Vokehr 
zwisdien den einzelnen Bundesstaatai der Rqiublik Indien gewährt werden, wie 
audi die indisdiai Reedaeien einen uneingeschränkten Zugang zum Verkehr 
zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft haben. 

Dieser fieie Zugang müßte in allen Fällen den Durchtransport einschließlich eines 
eventuellai Umladais außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragsparteien sowie 
eines evaituellen Landtransports umfassen. 


Nebenlät^^iten im Zusammenhang mit dem Seeverkehr 

6 Der Seeveikdir umfaßt nidit nur dai Gütertransport mit dem Schiff von einem 
Hafoi zum anderen, sondom noch vieles mdir. In diesem Zusammenhang ist 
ausdrücklidi die Nutamg da- Hafoieinrichtungen zu erwähnen, die fiir Transporte 
im Rahmen da- Dienstleistungsfieiheit unentbdirlidi sind. Hinzu kommt, daß der 
Seetransport mdir und mdir als Durchtransport organisiert ist, sidi also nidit 
mdir auf den Transport vom Ausgangs- zum Bestimmungshafen besdiränkL Die 
gegdienen&lls - multimodal oder intomodal - an Land zurückzulegendoi 
Strokoi müssen also auch unter die Bestimmungen des Abkommois falloi. 
Deshalb muß das Abkommoi wie owähnt die Dienstleistungsfiieiheit ftir den 
intematicHialen Seeverkehr umfassen - ungeadit^ der für Indioi, die 
Gemeinsdiaft und die einzelnoi Mitgftedstaaten geltoidai Bestimmungoi des 
Übereinkommens der Vereinten NaticMien über einen Verhaltenskodex für 
Linienkonfoenzea Es muß ferner eine fieie, niditdiskriminiooide Nutzung da* 
Hlffdioiste gewährldsten und die Abfertigung der Sdhiffe und den 
Frachtumsddag in doi Häfoi sowie den evoituellai Transport auf dem Landwege 
einsdüießlidi des multimodaloi odo- intarnodalai Vokdirs regeln. 

7 Das Abkommoi muß auch Bestimmungen zu folgoiden Boeidien oithaltoi: 

7. 1 fieia- Transfer da- Einnahmen; 

7.2 Zusammenarbeit im Seeverkdir. 

Schließlidi sollte eine Aibdtsgnqipe eingerichtet werden, die jährlidi taglboiriie 
Durdiführung des Abkommens zu spredioi. 
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ABSTIMMÜNG Mrr ANDEREN MÜLIHATERALEN INTIIATIVEN 

8 Einige der weiter obai angesprodienai Punkte waren bereits Gegenstand mit 
indisdiCT Baeiligung geföhrta* Vahandlungen im Rahmen der WTO. Angesidits 
der zög^lichoi Haltung, die Indien während da- gesamten Verhandlungen im 
Rahmen der Uruguay-Runde an den Tag gelegt hat, erscheint es oppcKtun, die 
Stellung da* Gemeinsdiaft duidi Förderung eines paralleloi Arisatzes auf 
bilatoal^ Ebene zu f^gen, zumal das gqjlante Abkommoi weiter reicht als da 
bei den WTO-Vethandlungen abgededde Thonenkonplex. Außerxlon könnte 
Indien durch den Absdiluß dnes bilatoalai Abkommens veranlaßt werdoi, seine 
Rolle im multilateialen Umfeld besser auszufüllen. 


SCHLJUSSFCXjGIERUNG 

9 Angesichts der Situation im Seeverkdir ist es erforderlidi und goeditfatigt, 
Vediandlungen über ein Seevetkdirsd)kommen zwischoi der Gemeinsdiaft und 
ihroi Nfitg^iedstaaten und der Rqxiblik Indioi au&undimai, um die 
Zusammenarbeit im Seevericehr zu intensivieren sowie die technisdie lElfe im 
Rahmen der wiitschaftlidien Zusammenarbeit zwischen Indien und d^ 
Gemeinsdiaft und unter Hnbeziehung der Seewiitsdiaft der Gemeinsdiaft zu 
verstärkea Ein soldies Adccmimen kämte außerdem dazu dienoi, doi im 
Sediandel mit Indien tätigen Reedereien aus der Gondnsdiaft und doi indisdien 
Verladon die g^ddien Rihmenbedingungen fiir dnen fiden Handel zu bieten, v(hi 
denen die indisdien Reedereien in der Gemeinsdiaft berdts profitiaen. Außerdon 
würde der Handel zwischen den beiden Regicmen nidit durdi Obedidite 
Transportkosten behindert 

EMTOEHIJUNG 

Die Kommission en^fidilt don Rat, 

- sie zu ermächtigen, im Namen der Gemeinsdiaft und ihno’ Nfttgliedstaaten, 
Verhandlungen Über dn Seeverkdirsabkonimen zwisdien der Gemdnsdiaft und 
den NdStg^iedstaaten und der Rqiublik Indien au&unehmea 

Diese Verhandlungen müssoi gemäß den im Anhang dargelegten 
Verhandlungsriditlinien und in Ab^iradie mit dnem vom Rat einzusetzenden 
Sc«ideraussdiuß geführt werdea 
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ANHANG 1 


VERHANDLÜNGSRICHIUNIEN 


l AIJüGEMEINE ZBELSEIZÜNG 

Ziel der Veriiandlungen ist ein Seevericehrsabkcmimen zwischen der Gemeinschaft 
und imen Mtgliedstaaten und da- Republik Indien über den Seeverkehr. Das 
Abkommoi soll zum Nutzen der Betreibo- vcm Seeverkehrsdioistai die 
Rahmenbedingungai für den Seeverkdir aus da- und in die Republik Indien sowie 
aus der und in die Gemeinsdiaft verbessern. Das Abkommen muß auf den 
Grundsätzen der Dioistleistungsfteiheit im Seeverkdir, des fieien Zugangs zur 
Fradit sowie der fieien, rüditdiskrimiriieraiden Nutzung da- Hil&dienste beruhen. 

Das Abkommen wild für einen Zeitraum von fünf Jahren gesdilossen und danadi 
Jährlidi stillschweigoid verlängot 


n. INHALT DES ABKOMMENS 

In der Präambel wird insbesondere darauf Bezug genommen, daß es im Interesse 
da* Wirtsdiaft der Rqiublik Indien sowie der \^%tschaft der Goneinschaft imd 
ihra Mitgliedstaaten liegt, ein Seeverkehrsabkommen zu sdiließen, in dem die 
Rahmenbedingungen für den Seeverkdir festgelegt sind, und das die 
Voraussetzung für einen fi-eien Sediandel schafft und so zu einer 
Kostoisenkung führt, von der Handel und \\^rtschaft profitio-en können. 

Das Abkommoi soll insbesondoe Bestimmungen folgendes gewährleisten: 

Dienstleistungsfieiheit im intemationaloi Seevokdir und fi-eie, 
niditdiskriminioaide Nutzung der Hü&dienste, fiieie Wahl der 
Transportbedingungen für die Va-lado: sowie Abfotigung und Umschlag 
in den Hafoi; 

Geschäftsvertretung für spezielle Tätigkeiten im Rahmen der 
Dienstleistungsfiieiheit; 


Transfer von Einnahmen; 

Zusammenarbeit im Seeverkdu* und Einriditung dner Aibeitsgnppe. 
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TTIELI 

DIENSTUISTONGSHMHEIT 


1 Die Parteien vapfliditen sidi, auf der Grundlage ihrer handelspolitischoi 
Zusammenarbeit ^e Grundsätze der Dienstleistungsfieiheit, des fieien Zugangs 
zum Markt und zum Handel für den Seevokdir wirkungsvoll anzuwenden. 

2 Dieses Abkommen gilt für doi Seeverkdir in die und aus der Gemeinsdiaft, filr 
den Verkehr zwischen zwei Häfen zweier Mit^iedstaaten der Gemeinschaft, fijr 
den Vakefar in die und aus der Republik Indien sowie den Verkdir aus doi und 
in die Mitgüedstaaten der indischoi Födoraticm. Es gilt für alle Frachtartoi 
dnscfaließlich staatlich geförderter Handelsgeschäfte. 

3 Der fiele Zugang nach Absatz 1 umfaßt in alfoi Fällen den Durchtransport und 
gilt auch für doi Umschlag außohalb des Hcheitsgebietes der Vertragsparteioi 
und umfitßt die Möglichkeit, gegdioienfiills einen Weitotransport auf dem 
Landwege zu organisioen, sowie den multimcxlalen und intomodalen Verkdir. 

4 Die Bestimmung des Absatzes 1 berührt nicht die Rechte und Pflichtoi aus dem 
Vahaltaiskcdex der Verdnten NaticHiai für Linienkc»ifaenzai in der für Indien 
bzw. für die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten gdtendoi Form. 

5 Ifiiter Wahrung der in den vorangegangenoi Absätzen dargelegtoi Grundsätze 
vereinbaren die Partden folgendes: 

- Sie kcxnmen überein, daß die nicht den Linienkcxiferenzai angdicmidai 
Gesellschaften im fieien Wetfiieweib mit einer Linienkcxifoenz tätig sein 
dürfen, sofern der Grundsatz des lauteren Wettbewobs auf kaufinännischa' 
Grundlage gewahrt bldbt 

- Abgesdien vchi außagewöhnlichai Umständoi, unter denen die 
Urüenschifi&hrtsgesellschaft^ keine reale Nföglichkeit haboi, sich am 
Verkdir zu beteiligen, nehmoi die Parteien Abstand davon, in künftige 
bilaterale Abkommen mit Drittländern Klauseln üba- eine 
Ladunganteilsvdeinbarung au&undimoL 

— Sie kommoi überein, daß das Abkommen die Bestimmungoi üba* die 
Ladungßaufföilung, die in dem 1979 zwischoi der diemaligen DDR und 
Indien abgeschlossenen Abkommoi, dh. dem geltenden Abkommen 
zwischoi der Bundesrqxiblik Deutschland und Indien, oithaltoi sind, 
außer Kraft setzL 

- Sie schaffen alle einseitigen Nki&iahmen und alle administrativen, 
technischoi und sonstigen Hindeniisse ab, die dem Grundsatz der 
Dienstleistungsficihdt im Seevakdir (im Sinne da- vorangegangaien 
Absätze) oitgegenstdioi. 
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- Sie kommai üborein, daß der Grundsatz der Diaistleistungsfreiheit für 
alle Frachtarten gilt, einschließlich staatlich geförderter Handelsgeschäfte. 

6 Do* Grundsatz der Dienstleistungsfireiheit beinhaltet die freie und 
nichtdiskriminiermde Nutzung von Hafai- und seeverkehrsbezogenen 
Hilfsdiaisten einschließlich der Dienste, die dCT eigaitlichen Befömerung 
vorausgehoi bzw. folgen, 

7 Die Parteien sorgen für die Niditdiskriminierung der von da* jeweils anderai 
Vertragspartei zur Befördenmg von Güton, Posonoi oder beiden eingesetzten 
Schiffe in bezug auf den Zugang zu dai Häfen, die Nutzung der Infiastmktur und 
da- Seeverkehrshilfedioiste diesa Häfen, die Zuweisung von Ankerplätzen sowie 
die Lade- und Löschanlagen. 

Diese Bdiandlung g^lt für Schiffe, doen Betreibo- unter Absatz 8 fallen. 

8 ln den Goiuß der genannten Bestimmungen kommen Staatsangdiörige der 
Vertragsparteien, einschließlich Untemdimea Für die Gemeinschaft und ihre 
Mtgfiedkaaten sind dies die in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft oder 
außohalb da- Gemeinschaft niedergelassoiai Angdiörigoi der Nfrtgliedstaaten, 
die niedagelassenen Staatsangehörigoi da Mtgfiedstaatai sowie von 
Staatsang^örigen eines Mitgliedstaates gegründete und kontrollierte Untandimoi, 
sofern deroi Sdiiffe in einon Mitgliedstaat nach don dcMtigen Recht registriot 
sind 


TTIELn 

(aS<31ÄITSVERIRErüNG 


Um die Dienstleistungsfreiheit gemäss Titel 1 zu gewährleistoi, gewähren die 
Vertragsparteiai da jeweils andoen Partei die gldche Bdiandlung wie 
inländischen Untonehmem, wen es darum geht, Untandimai zu gründoi, doen 
T^i^eitsbereich internationale Seeverkdirsdioistleistun^ im Sinne von Titel 
1 Absatz 1, einschliesslich des intermodalen Verkdirs, sofern ein Teil da Strecke 
auf dem Seeweg zurückgel^ wird 


TTIELra 

EINNAHMEN 

Die Vertragsparteien kommoi überein, dar Staatsangehörigen da jeweils anderen 
Partei das Recht einzuräunien, unta Titel n des vorliegenden Abkommens 
getätigte Investitionoi und im Hcheitsgebiet da jeweils anderen Partei erzielte 
Hinnahme n in frei kcMivotierbara Währung vcMhehaltlich des Artikels 73d EG- 
Votrag frei zu transferiom 
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TTIELIV 

ZUSAMMENARBEIT IM SEEVERKEHR 

1 Die Parteien fadem die Entwicklung ihrer Wirtsdiafts- und Handelsb^ehungai. 
Sie «kennen an, daß da* Seeverkehr eines der besonderoi Ziele wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit darstellt, wie sie in Artikel 4 des am 1. August 1994 in Kraft 
getr^oien Kooperationsabkommais zwisdien da* £urq>äisdiai Gemeinsdiaft und 
der Rqrublik Indien übo* Partnerschaft und Entwicklung aufgefuhrt sind. 

2 Diese Zusammaiarbeit erfolgt insbesondae durdi Programme, die darauf 
ausgeriditet sind, verstärkt Möglidikeitoi für Partnerschaften und goneinsarne 
Aktionen der Handelspartner ai&uzeigai. 

3 Regelmäßigen Wakshops übo* die Zusammaiarbeit im Seevakdir unto* 
Einbeadumg allo* am Se^erkdir Beteiligten ist besoidoa* Vorrang einzuräuinaL 

4 Sdiließlidi sind die Finanziaungsmöglichkeiten für spezielle technische Hilfs- 
sowie Ausbildungsmaßnahmen im Bereidi des Abwrackens zu prüfen, wobei 
Mensch und Umwelt besoiders zu berücksiditigoi sind. 


ALLGEMEINE UND ABSCHLÜSSBESTIMMÜNGEN 

1 Dieses Abkommen tritt in Kraft, nadidem es von den Vertragsparteien ratifiziert 
worden ist. 

2 In dem Abkommen ist die Einrichtung emer Arbeitsgrqipe aus Vertretern aller 
Parteioi vorgesdien. Sie tagt mindestens einmal jährlich, um üba die 
Durdiftihrung des Abkommens zu s{»edien. Die Aibeitsgn^pe stellt ihre 
Ergdmisse dem im Rahmen des Kooperationsabkommais zwischen da 
Europäischoi Gemeinsdiaft und da Republik Indien üba Partnerschaft und 
Entwicklung ein^diteten gemischten Aussdiuß vor. In diesem Aussdiuß könnoi 
alle Fragoi zur Anwoidung des Atkomn^is zur Dioistleistungsfieiheit bdiandelt 
werdoL 

3 Die Tagesoxlnung wird im beidoseitigen Einvemdimen festgesetzt. Es waden 
Regelungen für doi Ort da Sitzungen und für den Voaitz getroffea 

4 Die Bestimmungoi dieses Abkommens ersetzen diejenigen Bestimmungen da 
zwisdien den Nfitg^iedstaatoi da Goneinsdiaft und Indioi gesdilossenen 
Atkommen, die mit doi Bestimmungen dieses Abkommens entweda unvoeinbar 
oda identisdi sind. 

5 Zum Sdiutz des allgoneinen Interesses, da öffentlidien Sidierheit usw. waden 
üi das Abkommen entsfnediende Klauseln aufgenommen. 
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